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l. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Z »r Feuerpolizei gehören sowohl Anordnungen zur
Verhinderung des Ansbruches von Bränden als auch
solche znr Hemmung der Ausbreitung von Bränden.

Erkenntnis des k. k. Vcrwaltnngsgcrichkshofes vom 14 . Jänner
1905 , Nr . 431 ex 1905 (M . B .-Ä. I , 17027/05 ) :

Im Namcn Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Derwaltnugsgeiichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.
I . Präsidenten Dr . Grafen S ch ö n b o r u , in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwallungsgerichtshofes Dr . Ritter v. P o p e l k a, Freiherrn v. Hock,
Freiherr » v. B e n z und Dr . Freiherrn v. Heinold,  dann des Schriftführers
k. k. Bezirks -Kommissärs Freiherrn v. B o s s i - F e d r i g o t t i, über die Be¬
schwerde des Julius Ritter v. Leon - Wernburg  in Wien gegen die Ent¬
scheidung des Wiener Sladtrates vom 26 . Mai 1904 , Z . 7003 , betreffend die
Eindeckung der Höfe in einem Hause des Beschwerdeführers , nach der am
14 . Jänner 1905 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und
zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen
des Dr . August Nechausky,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in
Vertretung der Beschwerde , und des Magistrats -Sekretärs Dr . Sendetzky,
in Vertretung des Wiener Stadtrates , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

EntscheidungsgrUnde:

Die Beschwerde richtet sich gegen den Auftrag , die Schnürlglaseindeckung
des Haushofes und der beiden Lichlhöfe seines Hauses Konskr .-Nr . 27 Franz
Josesskai durch eine solche aus Siemens -Drahtglas zu ersetzen, damit im Falle
eines Brandes in diesen zur Einlagerung brennbarer Waren verwendeten
Höfen der Austritt von Rauch und Gasen von den Höfen auf das Stiegcn-
haus durch das widerstandsfähigere Drahtglas länger aufgehalten werde , um
so die Möglichkeit der Rettung der Hausbewohner unter Benützung der Haus¬
stiege in der Zwischenzeit zu sichern.

Gegen diese Verfügung wird zunächst eingewendet , daß nach Z 4 der
Wiener Feuerpolizei -Ordnung vom 19 . März 1902 , L.-G .-Bl . Nr . 18 , der
Magistrat nur Verfügungen gegen den Ausbruch von Bränden zu treffen be-
rechtigt sei. Der Verwaltnngsgerichlshof konnte diese Einwendung nicht als
zutreffend anerkennen ; denn , wenn auch in dieser Gesetzesstelle ausdrücklich nur
Vorkehrungen gegen den Ausbruch von Bränden erwähnt sind , so ergibt sich
doch ans den übrigen Bestimmungen des Gesetzes , insbesondere den W 12,
20 , 22 und 49 , daß die Gemeindebehörde berufen ist, auf allen Gebieten der
Feuerpolizei einzuschreilen , alles vorzukehren , was dazu dient , nicht nur den
Ausbruch von Bränden zu verhindern , sondern einen bereits ausgebrochenen
Brand zu ersticken, seine Ausbreitung zu hemmen und seine Folgen abzu-
schwächeu ; die erwähnte Bestimmung des Z 4 muß daher in einem Uber ihren
Wortlaut hinausgehenden weiteren Sinne aufgefaßt werden.

Insbesondere beruft sich aber der Beschwerdeführer gegenüber dem in
Rede stehenden Aufträge darauf , daß fein Haus mit der nun beanständeten
Glaseindecknng der Höfe von ihm in genauer Übereinstimmung mit den von

der Baubehörde genehmigten Bauplänen bestehe, daß insbesondere auch der
bauordnungs - und baubewilligungsmäßige Bestand des Hauses gelegentlich der
Lokalaugenscheine wegen Erteilung der Benützungsbewilligung für die einzelnen
Hausbestandteile baubehördlich anerkannt worden sei, und behauptet , daß ihm
eine Änderung im Bauzustande dieses Hauses nicht aufgetragen werden könne.
Auch diese Einwendung erschien dem Berwaltungsgerichtshofe nicht als stich¬
hältig . Denn aus den Akten über . den Bau des in Red - stehenden Hauses
ergibt sich — abgesehen davon , daß in der Banbewilligung einer Entdeckung
auch der Lichthöfe keine Erwähnung geschieht — daß dem Beschwerdeführer
wohl die Eindeckung seines Haushofes mit einem Glasdache gestattet , daß aber
die Art dieser Eindeckung nicht angegeben worden ist. Hieraus folgt , daß dem
Beschwerdeführer wohl ei» Recht auf Belastung einer Glaseindecknng seines
Haushofes zusteht , daß er aber gegenüber der Befugnis der Feuerpolizei-
behörde , nach freiem Ermessen jene Anordnungen zu treffen , welche sie dem
Zwecke der Verhinderung oder doch Hemmung der Ausbreitung von Feuers-
brüusten dienlich erachtet , sich nicht auf ein Recht berufen kann , eine bestimmte,
wie beispielsweise gerade die ursprünglich gewählte Art der Glaseindecknng
auszusühren , beziehungsweise zu belassen . In dieser Hinsicht kann der Be¬
schwerdeführer auch aus der baubehördlichen Benützungsbewilligung keine Rechte
ableilen , da diese bestimmungsgemäß keineswegs eine Anerkennung einer voll¬
kommen und dauernd entsprechenden Bauausführung enthalten , sondern , wie
sich aus dem vom Gesetze bezeichnten Gegenstände des denselben voraus¬
gehenden Augenscheines , ans der Einschränkung dieses Gegenstandes auf die
sanitären Verhältnisse ergibt , lediglich den Ansspruch , daß vom sanitären
Standpunkte die Benützung der betreffenden Wohn - und Werkstättenräume nun
unzulässig ist.

Die Beschwerde mußte sonach abgewiesen werden.

Ä.

Besorgung des An - nnd Verkaufes von Staats¬
papieren für politische Fonde , Anstalten re. durch

die Postsparkassa.

Kundmachung der Ministerien der Finanzen , des Handels,
des Innern , für Kultus und Unterricht und der Justiz vom
19 . Jänner 1905 , betreffend die Besorgung des An - und Ver¬
kaufes von Staatspapieren für politische Fonde und Anstalten,
Korporationen , Stiftungen , Kirchen rc. sowie für Depositen-
ämter und kumulative Waisenkassen durch die Postsparkassa (R .-
G .-Bl . Nr . 50 ) :

Vom 1 . April 1905 an übernimmt die Postsparkassa die Besorgung des
An - und Verkaufes von Staatspapieren für politische Fonde und Anstalten,
Korporationen , Stiftungen , Kirchen rc . sowie für Depositenämter und kumulativ:
Waisenkaffen und die Vermittlung der hiemit verbundenen Vinkulierungen und
Devinkulierungen , insoweit die genannten Geschäfte dermalen von der Staats¬
zentralkassa vermittelt werden , unter den gleichen Modalitäten.

Zur Vermeidung der Bargeldbewegung hat der Ausgleich des Gegen¬
wertes möglichst im Wege des Scheckverkehres zu erfolgen , und zwar entweder
unter Benützung eines Erlagscheines zum Konto der Postsparkaff » welcher den
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Abnehmern über Wunsch vom Postsparkafsenamte zur Verfügung gestellt wird
od; r auf Grund eines für Zahlungen an Staatskassen bestimmten Einzahlungs¬
scheines , welcher dem Zwecke entsprechend zugunsten der Hauplkafsa des Post-
sparkassenamtes auszufertigen ist.

Analogcrweise wird auch bei Verläufen die Valuta im Wege des
Scheckverkehres den Parteien überwiesen werden.

Da die Vermittlung der Staatszentralkassa bisnun auch hinsichtlich
bloßer , nicht im Zusammenhänge mit Käufen und Verkäufen stehender Vin¬
kulierungen , Devinkulierungen und Umschreibungen von Staatspapieren in
Anspruch genommen wurde , wird darauf aufmerksam gemacht , daß diese Ver¬
mittlung in Hinkunft zu entfallen hat , indem die uniznäudernden Obligationen
gemäß Z 3 der Kundmachung vom 6. März 1869 , R .-G .-Bl . Nr . 29 , außer¬
halb Wiens behufs der Zustellung an die zur Vornahme jener Amts¬
handlungen berufene Staatsschuldenkassa bei allen im Z 4 der Kundmachung
vom 28 . Dezember 1868 , R .-G .-Bl . Nr . 158 , angeführten Kassen und Ämtern,
das ist bei allen Länderkassen und Steuerämtern , überreicht werden Wunen.

3

Glücksspiele ohne behördliche Bewilligung

Zirkular -Erlaß der k. k. u.-ö. Statthalterei vom 4 . März
1905 , Z . X a-623 , M .-Abt . XXII , 713/05 (Normalicublatt des
Magistrates Nr . 30 ) :

Über Erlaß des k. k Finanzministeriums vom 30 . Jänner 1905 , Z . 6335,
wird den politischen Behörden I . Instanz eingeschärft , in de » Fällen , in welchen
Glücksspiele ohne behördliche Bewilligung veranstaltet werden , die Anzeige
hievon sofort an die kompetente Finanz -Bezirks -Direktion zu erstatten , damit
das Gefällsstrasverfahren vor Eintreten der Verjährung gegen die Schuld¬
tragenden eingeleitet werden kann.

Dieser Erlaß ergeht an alle Bezirkshauptmannschafte », an den Wiener
Magi  st r a t, an die Wiener Polizei -Direktion und an die beiden Stadträte
in Niederösterreich.

4 .

Giftverschleih.
Das magistratische Bezirksamt für den II . Bezirk hat mit Bescheid vom

21 . März 1905 , M . B .-A. II , 19585/05 , in Gemäßheit des ij 15 , Punkt 14,
dem Gustav G u n e s ch, Gemischtwarenhändler im IX . Bezirke , Universitäls-
straße 4, die angesuchte Konzession zum Verschleiß von Giften und der zu
arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate mit dem Stand¬
orte in Wien , II ., Leopoldsgaffe 49 , als Filial -Konzession des im IX . Bezirke,
Uiiiversilätsstraße I , betriebenen gleichen Geschäftes verliehen . Bei der Aus¬
übung dieser Konzession sind die Bestimmungen der Gewerbeordnung , daun
die einschlägige » Vorschriften , insbesondere die Bestimmungen der Ministerial-
Verordnung vom 21 . April 1876 , N .-G -Bl . Nr . 60 , vom 2 . Jänner 1886,
R -G .-Bl . Nr . 10 , vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 152 , vom 17 . Juni
1886 , R .-G .-Bl . Nr . 97 , und vom 17 . Dezember 1894 , R .-G .-Bl . Nr . 239,
genau zu befolgen.

Diese Konzession wurde unter der Zahl 2684/L im Gewerberegister ein¬
getragen und in Steuerhinsicht der Konto unter Ass.-Z . 210351 eröffnet.

* *
*

Das magistratische Bezirksamt für den IX . Bezirk hat dem Severin Heinrich
Grünspan » , Magister der Pharmazie , II ., Schwarzingcrgaffe 6 wohnhaft,
unterm 7 . März 1905 ack M . B .-A . IX , 4317/65 , im Sinne des Z 15,
Punkt 14 der Gewerbeordnung , die Konzession zum Verschleiß von Giften und
von zu arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten , insofern
dies nicht ausschließlich den Apothekern Vorbehalten ist, für den Standort IX .,
Secvitengaffe 2 (Ecke Berggaffe 25 ), erteilt.

5 .

Gewährung von Vorschüssen ans bereits eingelagcrte
Mobilien durch einen Spediteur ist nicht als Pfand

leihergewerbe anzusehen.
Mit dem Erkennlniffe des magistratischen Bezirksamtes I vom 21 . Juni

1904 , G .-Z . I -2I52I , wurde über M . St ., verantwortlichen Geschäftsführer
der Handelsgesellschaft H. u . S . L Ko ., welche, für Spedition und Möbel¬
transport besteuert , Mobilien zur Aufbewahrung übernimmt und aus dieselben
sogenannte „ Vorschüsse " gewährt , wegen unbefugter Ausübung des Pfand¬
leihergewerbes eine Strafe von 100 X verhängt.

Über den vom Bestraften eingebrachten Rekurs wurde dieses Erkenntnis
mit dem Erlasse der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . März 1905 , Z . 1-2105,
nach Anhörung der n .-ö. Handels - und Gewerbekammer mangels eines straf¬
baren Tatbestandes behoben , weil die Gewährung von Vorschüssen auf bereits
eingelagerte Mobilien durch einen Spediteur nicht als Ausübung des Psaud-
leihgewerbes angesehen werden könne . (M . L .-A. I , 16732/05 .)

«

Stempelfreiheit der Zuchtvieh -Atteste.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . März 1905,
Z . XII -833/4 (M .-Abt . IX , 1172/05 ) :

Das k. k. Eisenbahnministerium hat mit Kundmachung vom 28 . Februar
1905 , Z . 8103 , betreffend die Stempelfreiheit der Gesuche um Ausfolgnng
von Attesten behufs Erlangung der bestehenden ermäßigten Frachtsätze für
Nenn - und Zuchtpferde , Zuchtvieh und Zuchtgeflügel , sowie die Stempelfreiheit
dieser Atteste selbst, folgendes bekanntgemacht:

Unter gleichzeitiger Aufhebung des im Berordnungsblatte für Eisenbahnen
und Schiffahrt Nr . 124 vom 1. November 1904 , verlaulbarte » h . a . Erlasses
vom 20 . Oktober 1904 , Z . 14128 , wird hiemit bekanntgegeben , daß das
k. k. Finanzministerium auf Grund neuerlichen mit demselben im Gegenstände
gepflogenen Einvernehmens die Gesuche um Ausfolgung der oberwähnten
Atteste für stempelfrei und die Atteste selbst für bedingt gebührenfrei im Sinne
der Tarifpost 102 , lit . e des Gebührengesetzes vom 9. Februar 1850 , N .-G .-
Bl . Nr . 50 , erklärt hat.

Hievon wollen die Interessentenkreise unter Bezugnahme auf den h. o.
Erlaß vom 20 . November 1804 , Z . XII , 376/3 , entsprechend in Kennluis
gesetzt werden.

7.

Frankierung von Postsendungen ins Ausland.

Erlaß des k. k. n.-ö. Statthalterei -Prüsidiums vom 10 . April
1905 , Pr .-Z . 1015 (M .-D . 1065/05 — Normalicublatt des
Magistrates Nr . 35 ) :

Schon mit dem h. o. Erlaffe vom 4 . Jänner 1889 , Z . 7639/Pr . (Norm .-
Slg . Nr . 2681 ), wurden Weisungen über die Alt der Beförderung und Fra»
kieruug von Dienstschreiben an die k. und k. Missionen erlassen und seither
wiederholt in Erinnernng gebracht.

Diesen Anordnungen wird jedoch anscheinend noch immer nicht voll ent¬
sprochen , denn das k. k. Ministerium des Äußern hat dem k. k. Ministerium
des Innern mitgrteilt , daß die voll den politischen Behörden au die k. und k.
Konsularämter abgehenden Sendnnaen nicht selten ungenügend flankiert sind und
überdies infolge mangelhafter Verpackung bei diesen k. u . k. Behörden häufig in
stark beschädigtem Zustande einlangeu.

Aus diesem Anlässe ergeht über Erlaß des Ministeriums des Innern
vom 2 . April 1905 , Z . 1350/M . I ., die neuerliche Aufforderung , dafür Vorsorge
zu treffen , daß derlei Sendungen stets in besonders sorgfältiger Weise verpackt
und bei deren Frankierung die fallweise in Betracht kommenden Porto -Tarif-
fätz- entsprechend beachtet werden.

H. RurmlltivlleSUmmnlllieil.
Magistrat:

8 .

Wohlwollende Behandlung des Fortbetriebes von
Gewerben durch Witwen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . N . Weiskirchucr
vom 7. April 1905 , M .-Abt . XVII , 664/05 (Normalicublatt
des Magistrates Nr . 31) :

Seitens einer Bezirksvertretung wurde an den Magistrat der Antrag
gestellt , dahin zu wirken , daß im Falle des Ablebens von Gewerbeinhabern
deren Witwen , welche das Gewerbe sonbetreiben , entsprechend , und zwar durch

i die Genossenschaften , an welche sich dieselben gewöhnlich in erster Linie um
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Rat wenden , daiiiber riifgetlärt werden , daß sie bei handwerksmäßigen und
konzessionierten Gewerben den Fortbetrieb auf Grund des Z 56 Gewerbe-
Ordnung , bei freien Gewerben aber das Gewerbe selbst anzumelden haben,
damit sie durch eine solche Belehrung vor Bestrafung geschützt werden.

Gleichzeitig wurde an den Magistrat dos Ersuchen gerichtet , dafür Sorge
zu trage », daß , wenn derartige Anzeigen oder Gewerbeaumeldungen dennoch
nicht rechtzeitig eingebracht werden , derartige Witwen in Berücksichtigung ihrer
bedrängten Lage, in der sie eine Geldstrafe besonders empfindlich trifft , mit
möglichster Milde behandelt werde ».

In Erledigung dieser Anregung , welcher sich eine Reihe von Bezirks-
bertietuugen znstimmeud angcschlossen hat , findet der Magistrat als Gewerbe¬
behörde zunächst alle Genossenschaften zu ersuchen , die Witwen von Genossen-
jchaftswitglicderu , die » ach dem Ableben ihres Ehegatten bei der Genossenschaft
vorsprechen , in klarer uud verständlicher Weise auf die ihnen nach dem Gesetze
obliegendeu Verpflichtungen aufmerksam zu machen ; der Hinweis ans die
etwaigen nachteiligen Folgen im Unterlassungsfälle wird wohl unter allen
Umständen genügen , die sofortige Erstattung der Anzeige nach Z 56 der
Gew . - Odg ., bzw . bei freien Gewerben die Anmeldung des selbständigen
Gewerbebetriebes durch die Witwe zu veranlassen.

Die magistratischen Bezirksämter werden sich aber , wenn trotzdem solche
Anzeigen oder Gewerbeaumeldungen nicht rechtzeitig einlangen , vor Augen zu
halten haben , daß Witwen verstorbener Gewerbcinhaber gegenüber Milde und
wohlwollendes Entgegenkommen besonders am Plötze ist, daß ferner , wenn
dieselben der ihnen obliegenden gesetzlichen Verpflichtung nicht sofort Nachkommen,
meistens nicht der Mangel des guten Willens , sondern Unwissenheit hieran
Schuld trägt , oder daß wichtigere und dringendere Sorgen sie auf die Erfüllung
ihrer gesetzlichen Verpflichtungen vergessen ließen.

Die magistratischen Bezirksämter weiden daher angewiesen , in de» von
den Bezirksvertretnngen zur Sprache gebrachten Fällen sich von tunlichster
Milde leiten zu lassen , wobei bei Bemessung der Höhe der Strafe die eventuelle
Notlage und die übrigen Verhältnisse der Witwe möglichst zn berücksichtigen
sind und auf das Strafmildernngs - und Nachsichtsrecht der Oberbchörde
(8 149 Gew .-Odg .) aufmerksam zn machen ist.

r».
Protokollierung von Lehrverträgen.

Erlös ; des Magistrats -Direktors Dr . N . Weiskirchuer
vom 8. April 1905 , M .-Abt . XVII , 1518,05 (Norlnalicublatt
des Magistrates Nr . 32 ) :

Ans den über das Rundschreiben der M .-Abt . XVII , vom 80 . Dezember
1904 , Z . 5731/04 , eingelaufenen Berichten der magistratischen Bezirksämter
bat der Magistrat entnommen , daß der Vorgang der Bezirksämter bei der
Behandlung von Lehrverträgen solcher Gewerbkunternehinnngen , welche einer
gewerblichen Genossenschaft nicht angehören , nicht ein ganz gleichmäßiger ist.

Um diesfalls eine Einheitlichkeit der Amtshandlung herbeizuführen , finde
ich Nachstehendes anzuorduen:

Lehrverträge , welche von einem einer Genossenschaft nicht «»gehörigen
Lehrherrn mit dem gesetzlichen Vertreter des Lehrlings geschlossen werden,
deren Abschluß daher gemäß Z 99 , ul . 2 G .-O . vor der Gemeindebehörde
stattzusinden hat , sind dem magistratischen Bezirksamts in drei schriftlichen
Ausfertigungen vorzulegen , wovon eine für den Lehrherrn und die zweite
sür den gesetzlichen Vertreter des Lehrlings bestimmt ist, während die dritte
beim magistratischen Bezirksamts zu hiuterlegen ist.

Das Bezirksamt hat hierauf in seiner Eigenschaft als Gemeindebehörde
den Lehrvertrag in dem vorgeschriebenen Protokollbuche chronologisch uud
unter fortlaufender Nummer zu verzeichnen und die zwei übrigen Exemplare
mit der Nummer des Protokollbuches sowie mit der Klausel „ Eingetragen in
das Protokollbuch der Lehrverträge des magistratischen Bezirksamtes für
drn . . . . Bezirk " versehen , den Parteien zurückzustellen.

Diese Klausel ist im selbständigen Wirkungskreise auszustellen
und wird hiezu bemerkt , daß die derzeit bestehenden gewerbegesetzlichen Vor¬
schriften die förmliche Bestätigung des Lehrvertrages nicht vorschreibeu . Das
dritte Exemplar ist gleichfalls mit der fortlaufenden Nummer des Protokoll-
bnches zn versehen und sind diese Exemplare beim magistratischen Bezirksamte
alphabetisch nach den Namen des Lehrherrn geordnet in Aufbewahrung zu
nehmen.

Bei dieser Gelegenheit ist, falls der Lehrling sich noch nicht im Besitze
eines Arbeitsbuches befindet , zu veranlassen , daß derselbe ein solches erhält
und ist hiebei die im H 99 al . 5 des Gewerbegesetzes vorgeschriebene Ein¬
tragung in das Arbeitsbuch vorznnchmen.

Obige Vorschriften sind aus jene Fälle sinngemäß anzuwenden , in welchen
die Fortsetzung oder Beendigung des Lehrverhältnifses bei einem anderen Lehr-
hcrrn , als bei dem dasselbe begonnen wurde , erfolgt.

Die beim magistratischen Bezirksamle hinterlegten Exemplare der Lehr¬
verträge , beziehungsweise die Eintragungen in das Protokollbuch , werden für
das Bezirksamt auch die Grundlage für die im Z 14 Gew .-Odg . vorge¬
schriebene Bestätigung des nach Ablauf des Lehrverhältnisses vom Lehrherrn
auszustellenden Lehrzeugnifses zu bilden haben.

Für den Fall , als der dem Bezirksamte vorgelegte Lehrvertrag den Be¬
stimmungen des 899 nicht entspricht , kann dies kein Grund sein, die Eintragung
in das Protokollbuch zu verweigern ; es wird sich wohl empfehlen , die Parteien

in solchen Fällen entsprechend zu belehren und ihnen die Ergänzung resp.
Abänderung des Lehrvertrages nahezuleqen ; jedoch darf hiebei ein Zwang nicht
angewendet werden und darf auch die Weigerung der Parteien , dem Lehrver¬
trag richtigzustelle » , kein Grund für die Verweigerung der Eintragung in das
Protokollbuch sein, insbesondere auch dann nicht , wenn das Verhältnis der
Zahl der Lehrlinge zu jenen der Gehilfen im Gewerbe kein entsprechendes ist.

In dieser Hinsicht werden die magistratischen Bezirksämter auf den Erlaß
des ' Ministeriums des Innern vom 14 . Juli 1898 , Z . 15007 (Magistrat.
Verordnungsblatt er 1898 , Seite 118 , Nr . 6), aufmerksam gemacht.

Es ist vielmehr in einem solchen Falle der Lehrvertrag in das erwähnte
Protokollbuch einzutragen und hat das Bezirksamt als Politische Behörde
I . Instanz wegen Überlretnng der HZ 99 resp . 100 al . 1 der Gew .-Odg . unter
Anwendung des Z 133 lit . a einzuschreiten , wobei bemerkt wird , daß die k k.
Statlhalterei in dem Erlasse vom 11 . August 1895 , Z . 56667 (Normalien¬
sammlung sür den politischen Verwaltnngsdienst Nr . 1596 ), im Falle eines
Mißverhältnisses zwischen der Zahl der Lehrlinge und Gehilfen den ß 100,
al . 1 der Gew .-Odg . ausdrücklich für anwendbar erklärt hat.

ro.
Revision der Pfaudleihanstalten.

Erlaß des Magistrats -Direktors Dr . R . Weiskirchuer
vom 15 . April 1905 , M .-Abt . XVII , 5556/01 <Nvrmalicnb .latt
des Magistrates Nr . 36 ) :

Wie den magistratischen Bezirksämtern bekannt ist, wurden , um den mit
periodischen Revisionen der Pfandleihanstalten betrauten Amtsorganen einer-
feils ihr - Aufgabe zn erleichtern , andererseits aber anch eine » einheitlichen
Vorgang in diese Amtshandlungen zu bringen , seitens der Magistrats -Ab¬
teilung XVII Protokollformularien verfaßt , welche als Grundlage bei den
Revisionen der Pfandleihanstalten zn dienen haben , und stehen diese Protokolle
bei den magistratischen Bezirksämtern bereits tatsächlich in Verwendung.

Die Stadtbnchhaltnng hat nun zur weiteren Verbesserung des bisherigen
Verfahrens den Antrag gestellt , daß sie von den anläßlich dieser Revision an
die einzelnen Pfandleiher ergangenen bezirksämtlichen Aufträgen , Strafen
u . s. w ., sowie überhaupt von allen die Pfandlcihanstaiten betreffenden
Erledigungen mittels „Vickeat ants srpoäitionsm ' verständigt werde ; bisher
sei eine solche Verständigung nur selten oder gar nicht erfolgt , wodurch cs dem
Organe der Stadtbnchhaltnng in der Regel nicht ermöglicht war , sein Augen-
merk auf bereits gerügte Übelstände zu richten , sowie auf die Einhaltung eines
einheitlichen Vorganges bei allen Pfaudleihanstalten hinzuwirken ; zu letzterer
Tätigkeit sei aber in erster Linie das Organ der Stadlbuchhaltnng berufen,
weil bei den Revisionen sämtlicher Pfandleihanstalten Wiens dasselbe Organ
interveniere , während die die Revision leitenden rechtskundigen Beamten dem
betreffenden Bezirksamtc angehören.

Im Hinblicke ans die Zweckmäßigkeit der von der Stadtbnchhaltnng ge-
gebenen Anregung finde ich anzuordnen , daß von allen das Pfandleihergewerbe
betreffenden Ausfertigungen eines Bezirksamtes (von Konzessionsverleihungen,
-Übertragungen und -Verpachtungen , von der Verlegung an einen anderen
Standort , Bestellung eines Geschäftsführers , Pächters u . dgl .) von den ans die
Konzession geführten Exekutionen , insbesondere aber anch von allen auf Grund
der Revisionsprotokolle jeweilig erlassenen bezirksämtliche » Verfügungen , Auf¬
trägen , Strafen u . dgl . die Stadtbnchhaltnng entweder mittels „Viäsab ants
expoäitionsm " oder durch Übersendung einer Abschrift der betreffenden Er¬
ledigung in Kenntnis zn setzen ist.

Gleichzeitig ersuche ich die Stadlbuchhaltnng , die ihr von den Bezirks¬
ämtern über Verfügungen im Pfaudlcihergewcrbe zukommenden Verständigungen
in entsprechende Vormerkung zn nehmen und gelegentlich der Revisionen der
Pfaudleihanstalten zn verwerten,

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich nnter der Enns im Jahre

Li>« 5 publizierten Gesetze und Verordnungen.

X. Rcichsgt'frhdlnkt.

Nr . 46 . Kundmachung des Eisenbahnministcriums

VOM 16 . März 1905 , betreffend die Liste der Eisenbahnstrecken , auf
welche das Internationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr
vom 14 . Oktober 1890 , N .-G .- Bl . Nr . 186 er 1892 , Anwendung findet.

Nr . 47 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 13 . März 1905 , betreffend die Ermächtigung des königlich
ungarischen Hauptzollamtes in Brasse) zur zollfreien Abfertigung von Habschaften
der Einwanderer.
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Nr . 48 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 14. März 1905 , betreffend die Umwandlung des Nebenzoll¬
amtes II . Klaffe Weipertstraßc in eine mit den Befugnissen eines Hauptzoll-
amtes II . Klaffe ausgestattete Expositur des Nebenzollamtes I . Klasse Weipert-
Bahnhof.

Nr . 48 . Erlaß des Finanzministeriums vom
15 . Mürz 1905 , betreffend die Ausfertigung von Anmeldungen im
Übergangsverfahren mit Mineralöl im Falle der Wegbringung des letzteren
aus einer Mineralöl,affinen ?.

Nr . 51). KundmachungderMinisterienderFinanzen,
des Handels , des Innern , für Kultus und Unterricht
Und der Justiz Vom 19. Jänner 1905 , betreffend die Be¬
sorgung des An - und Verkaufes von Staatspapieren für politische Fonde
und Anstalten , Korporationen , Stiftungen , Kirchen re., sowie für Depositen¬
ämter und kumulative Waisenkassen durch die Postsparkass, .*)

Nr . 51 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 25 . Februar 1905 , betreffend die Ein¬
hebung einer Jnskriptionsgebiihr von den außerordentlichen Studierenden sowie
von den Frequentanten (hospitautinnen ) an den Universitäten.

Nr . 52 . Erlaß des Finanzministeriums vom
26 . März 1905 , betreffend die Ermäßigung des Pressungskosteu-
zuschlagcS für Viehsalzlccksteinc.

Nr . 5L . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 29. Mürz 1905 , betreffend die Ermächtigung des Hauptzoll¬
amtes II . Klasse in Budweis zur zollfreien Behandlung von voraus - und
nachgesendeten Reiseeffekten.

Nr . 54 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium vom 30 . Mürz
1905 , betreffend die Zehrgelder und Ganggelder der gerichtlichen Organe.

Nr . 55 . Verordnung des Handelsministeriums vom
6 . April 1905 , betreffend den Aufdruck von Zeitungsfrankomarken zu
2 Heller.

Nr . 51». Verordnung des Eisenbahnministcrinms
vom 15 . April 1905 , betreffend die Abänderung und Ergänzung
einiger Bestimmungen des mit Verordnung vom 10 . Dezember 1892 , R .-G .- Bl.
Nr . 207 , mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 1893 cingeräumten Betriebsreglements
für die Eisenbahnen der im Reichs,ate vertretenen Königreiche nud Länder.

Nr . 57 . Zweiter Nachtrag zur Mauipulationsvorschrift für
Hof - , Staats - und öffentliche Fondslassen , sowie Kasse» der k. n . k. Privat-
und Familienfonde hinsichtlich der Personaleinkommensteuer und Besoldungs-
steuer von Dienstbezügen , R .-G .-Bl . Nr . 209 ex 1899.

Nr . 58 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 5. April 1905 , betreffend die Einführung neuer Ve'.schlnßmarkeit
für Spielkarten i» Ungar » .

Nr . 56 Verordnung der Ministerien des Innern
und des Handels vom 13. April 1905 , womit das Gebiet der
Landeshauptstadt Czernowitz als ausgenommener Ort im Sinne des Z 2,
Absatz 2 , des Gesetzes vom 26 . Dezember 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 193 , betreffend die
Regelung der konzessionierten Baugewerbe , erklärt wird.

6 . Ltmdcssicskhdlatt.
Nr . 76 . Gesetz vom 26 . Februar 1905 , wirksam für

das Erzherzogtum Österreich unter der Euns , betreffend die Entwässerung
versumpfter Grundstücke in der Gemeinde Siegharlsreilh.

Nr . 86 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 13. März
1905 , Z. II-531/7, betreffend die Durchführung der regelmäßigen
Stellung in den Gerichtsbezirken Aspang und Kirchschlag.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen re." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 81 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns ' vom 15. März
1905 , Z. XV1-33/2, betreffend die der Gemeinde Spitza. d. Donau
erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 X für die Jahre
1905 , 1906 und 1907.

Nr . 82 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 17. Mürz
1905 , Z . XV1-1595/11, betreffend die der Gemeinde Puchberg am
Schneeberg erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 3 L
für die Zeit nach der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.

Nr . 811. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 17. März
1905 , Z . XVI-2622/1, betreffend die der Gemeinde Wien erteilte Be¬
willigung zur Veräußerung einer Grundfläche im II . Wiener Gemeindebezirke.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 17. März
1905 , Z . XV4-28/6, betreffend die der Gemeinde Altenmarkta.d. Triesting
erteilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Prozent der direkten Steuern
übersteigenden Umlagen für das Jahr 1904.

Nr . 85 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 14. Mürz
1905 , Z. XV1-2708,2, betreffend die der Gemeinde St. Pölten erteilte
Bewilligung zur Weitereinhebung einer Auflage von 9 ü auf jede Mietzins¬
krone für das Jahr 1905.

Nr . 86 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 24 . März
1905 , Z . XIIl - 430 , betreffend die Enthebung eines Dampskesselprüfungs-
Kommiffärs -Stcllvertreters beziehungsweise die Ernennung mehrerer Stell¬
vertreter für den k. k. Dampskesselprüfungs -Kommissär der politischen Bezirke
Floridsdorf , Gänserndorf , Oberhollabrunn , Korneuburg und Mistelbach.

Nr . 87 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 26 . Mürz
1905 , Z . V1-649/1, betreffend die Anerkennung des Öffeutlichkcitsrechtes
des Gemeindespitals in Dervent.

Nr . 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 27 . März
1905 , Z . XIII-203, betreffend die Neueinteilung der Dampfkesselüber-
wachungsbezirke in der Neichshaupt - und Residenzstadt Wien sowie die Be¬
stellung von Dampskesselprüsuugs -Kvmmissären beziehungsweise Stellvertretern.

Nr . 86 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 31 . März
1905 , Z . 1- 1225/4 , betreffend die Erlassung eines Maximaltarifs für
die öffentlichen Platzdiener in den Bezirken I bis IX in Wien.

Nr . 6V . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 20 . März
1905 , Z . XVI -2311/12 , betreffend die der Ortsgemeinde Reichenau
erteilte Bewilligung zur Einhebung von Berschönerungstaxen in der Sommer¬
srische Payerbach und die hiefür erlassenen Einhebungsvorschriften.

Nr . 61 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 5. April
1905 , Z . XV1-1856/2, betreffend die der Gemeinde Purkersdorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage von 2 X 20 ü für die Zeit
nach der Kundmachung der Bewilligung bis inklusive 1907.
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